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Beschlussvorschlag: 

 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, beim Landrat des Landkreises Vorpommern-
Rügen nachdrücklich zu beantragen, künftig bei Gedenktagen mit gewichtiger 
Symbolkraft (z.B. 27. Januar und 09. November) Versammlungen und 
Demonstrationen rechtsradikaler Akteure durch eine Eilverfügung zu untersagen und 
dies ggf. bis zur 2. Instanz des Oberverwaltungsgerichts Greifswald zu verteidigen. 

 
 
Begründung: 
 
Der Aufmarsch der rechtsradikalen Kräfte am 9.11.2018 in Stralsund ist trotz 
nachhaltiger Aufforderungen aus der Zivilgesellschaft nicht untersagt worden. Der 
Aufmarsch hat das ethische Empfinden vieler Menschen verletzt. Die Teilnehmer 
riefen verfassungsfeindliche Parolen und sangen die verbotene 1. Strophe des 
Deutschlandliedes – am Gedenktag der brutalen Verfolgung der Juden 1938. 
 

Ein Verbot hätte rechtlich Aussicht auf Erfolg gehabt und sollte daher in Zukunft 
unternommen werden, notfalls bis zur 2. Instanz, wenn sich solche Versammlungen 
gerichtlich gegen ein Verbot wehren. Das OVG Münster hat unter Hinweis auf das 
Bundesverfassungsgericht in einem solchen Fall das Verbot bestätigt. 

 
Ein Auszug aus dem Urteil: 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 08. 
November 2011 – 5 B 1351/11 

„Es ist rechtlich nicht zu beanstanden, dass der Antragsgegner…dem Antragsteller 
aufgegeben hat, seine Versammlung nicht am Gedenktag für die Opfer des 
Nationalsozialismus in der Reichspogromnacht am 9. November durchzuführen. Diese 
Auflage ist zutreffend auch auf eine unmittelbare Gefahr für die öffentliche Ordnung gestützt. 
Es ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts geklärt, dass die öffentliche 
Ordnung betroffen sein kann, wenn einem bestimmten Tag ein in der Gesellschaft 
eindeutiger Sinngehalt mit gewichtiger Symbolkraft zukommt, der bei der Durchführung eines 
Aufzugs an diesem Tag in einer Weise angegriffen würde, dass dadurch zugleich 
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grundlegende soziale oder ethische Anschauungen in erheblicher Weise verletzt werden. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dies für den 27. Januar angenommen.  
Vgl. BVerfG, Beschluss vom 26. Januar 2001 - 1 BvQ 9/01 -, DVBl. 2001, 558. 

Dasselbe gilt in der allgemeinen gesellschaftlichen Wahrnehmung für das alljährliche 
Gedenken an die Reichspogromnacht am 9. November… Die flächendeckenden 
menschenverachtenden Angriffe der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft 
auf die jüdische Bevölkerung in ganz Deutschland am 9. November 1938 haben in aller 
Öffentlichkeit stattgefunden. Die damaligen Ausschreitungen stellten den Auftakt für die 
beispiellose Verfolgung und Vernichtung der jüdischen Bevölkerung dar und erfüllen den 
Tatbestand des Völkermords im Sinne von § 6 Völkerstrafgesetzbuch. Dieses schreckliche 
Geschehen wird wegen seiner besonderen Grausamkeit und Skrupellosigkeit jedes Jahr in 
zahllosen - auch offiziellen - Gedenkveranstaltungen in Erinnerung gerufen. …Bundesweit 
wird nicht nur der Opfer gedacht, sondern zugleich mahnend an die Folgen des 
Nationalsozialismus erinnert. Obwohl das Ereignis schon viele Jahre zurück liegt, ist sein 
Jahrestag für das Gedenken an die Schrecken der nationalsozialistischen Gewalt- und 
Willkürherrschaft in Deutschland im nationalen Gedächtnis tief verankert und präsent. 
Insofern steht er dem erst lange nach Kriegsende im Jahr 1996 erstmals in Deutschland als 
offizieller Gedenktag eingeführten Holocaustgedenktag (27. Januar) nicht nach. Das 
Bundesverfassungsgericht hat der durch die Schrecken der nationalsozialistischen Gewalt- 
und Willkürherrschaft geprägten Identität der Bundesrepublik Deutschland eine so große 
Bedeutung beigemessen, dass es hieraus besondere Grenzen für die Meinungsfreiheit 
abgeleitet hat. BVerfG, Beschluss vom 4. November 2009 - 1 BvR 2150/08 -, BVerfGE 300, 
329.  

Diesem Aspekt kann auch unter dem Gesichtspunkt der öffentlichen Ordnung Rechnung 
getragen werden. Daher leuchtet es unmittelbar ein und ist auch verfassungsrechtlich 
tragfähig, wenn die Versammlungsbehörde der Durchführung einer Kundgebung durch 
Personen aus dem Umfeld rechtsextremer "Kameradschaften" an diesem Gedenktag eine 
Provokationswirkung zumisst und dies als Gefahr einer erheblichen Beeinträchtigung des 
sittlichen Empfindens der Bürgerinnen und Bürger bewertet. Vgl. BVerfG, Beschluss vom 26. 
Januar 2001 - 1 BvQ 9/01 -, DVBl. 2001, 558…  

Die Versammlungsbehörde war auch auf Grund des aus Art. 8 Abs. 1 GG abzuleitenden 
Selbstbestimmungsrechts des Veranstalters über Ort, Zeitpunkt, Art und Inhalt der 
Veranstaltung… an der Anordnung der Auflage nicht gehindert. Aus diesem 
Selbstbestimmungsrecht folgt nur, dass der Veranstalter sein Demonstrationsinteresse 
eigenständig konkretisieren darf. Kollidiert sein Grundrecht der Versammlungsfreiheit aber 
mit anderen Rechtsgütern, steht ihm nicht auch ein Bestimmungsrecht darüber zu, wie 
gewichtig diese Rechtsgüter in die Abwägung einzubringen sind und wie die 
Interessenkollision rechtlich bewältigt werden kann… 

Die Versammlungsbehörde konnte die Auflage auf die Beeinträchtigung der öffentlichen 
Ordnung stützen. Diesem Gesichtspunkt kommt gegenüber dem Interesse des 
Antragstellers, gerade an diesem Tag zu demonstrieren, im Rahmen der Abwägung…der 
Vorrang zu…Im konkreten Fall überwiegt…das öffentliche Interesse daran, die Durchführung 
der in Rede stehenden Kundgebung gerade an einem 9. November zu unterbinden… 

Die zeitliche Beschränkung des Selbstbestimmungsrechts des Antragstellers trägt seinem 
Versammlungsgrundrecht… angemessen Rechnung. Denn er ist nicht gänzlich daran 
gehindert, den von ihm beanstandeten Missbrauch des Gedenkens öffentlich zu 
thematisieren. Ihm wird lediglich abverlangt, dies nicht am Tage des Gedenkens an die 
Opfer der Reichspogromnacht zu unternehmen.“ 
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